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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Mag. Dr. Köller als Richter und die Hofrätinnen Mag. Dr. Maurer-Kober und 

Mag. Schindler als Richterinnen, unter Mitwirkung der Schriftführerin 

Mag.a Schörner, über die Revision des S in S, vertreten durch 

Mag. Dr. Stefan Rieder, Rechtsanwalt in 5020 Salzburg, Giselakai 43, gegen 

das Erkenntnis des Verwaltungsgerichts Wien vom 24. Februar 2023, 

VGW-031/087/13058/2022-22, betreffend Übertretung nach dem KFG 

(belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Landespolizeidirektion Wien), 

den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Mit Straferkenntnis vom 11. August 2022 legte die Landespolizeidirektion 

Wien dem Revisionswerber zur Last, er habe zu einem bestimmten Zeitpunkt 

an einem näher bezeichneten Tatort als Lenker eines näher genannten KFZ 

nicht dafür Sorge getragen, dass dessen Zustand den Vorschriften des 

Kraftfahrgesetzes (KFG) entspreche. Es sei festgestellt worden, dass am 

Fahrzeug eine Österreichische Fahne mit dem Bundesadler an der 

Beifahrerseite angebracht gewesen sei, ohne dass einer der angeführten 

Ausnahmetatbestände erfüllt gewesen sei. 

2 Mit dem angefochtenen Erkenntnis des Verwaltungsgerichts Wien 

(Verwaltungsgericht) wurde die vom Revisionswerber dagegen erhobene 

Beschwerde mit - für das vorliegende Revisionsverfahren nicht 

wesentlichen - Maßgaben abgewiesen. Das Verwaltungsgericht sprach aus, 

dass die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei. 

3 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 
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4 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen. 

5 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

6 Der Revisionswerber erachtet die Revision deshalb für zulässig, weil keiner der 

als Zeugen einvernommen Polizeibeamten Belastendes habe aussagen können. 

Es seien weder die von der Polizeibeamtin zum Tatzeitpunkt angefertigten 

Notizen vorgelegt, noch sei das Fahrzeug fotografisch festgehalten worden. 

7 Im Zusammenhang mit der Beweiswürdigung liegt eine Rechtsfrage von 

grundsätzlicher Bedeutung dann vor, wenn das Verwaltungsgericht die 

Beweiswürdigung in einer die Rechtssicherheit beeinträchtigenden, 

unvertretbaren Weise vorgenommen hat (VwGH 21.3.2018, Ra 2018/02/0063, 

mwN). 

8 Die Beweiswürdigung ist nur dahingehend der Kontrolle des 

Verwaltungsgerichtshofes unterworfen, ob der maßgebliche Sachverhalt 

ausreichend ermittelt wurde und ob die dabei angestellten Erwägungen 

schlüssig sind, das heißt den Denkgesetzen und dem allgemeinen menschlichen 

Erfahrungsgut widersprechen (vgl. etwa VwGH 30.9.2021, Ra 2021/02/0195, 

mwN). Hingegen ist der zur Rechtskontrolle berufene Verwaltungsgerichtshof 

nicht berechtigt, eine Beweiswürdigung des Verwaltungsgerichts, die einer 

Überprüfung unter den genannten Gesichtspunkten standhält, auf ihre 

Richtigkeit hin zu beurteilen, das heißt sie mit der Begründung zu verwerfen, 

dass auch ein anderer Ablauf der Ereignisse bzw. ein anderer Sachverhalt 

schlüssig begründbar wäre (VwGH 6.2.2019, Ra 2018/02/0313, mwN). 

9 Das Verwaltungsgericht stützte seine Beweiswürdigung auf die 

übereinstimmenden Aussagen der als Zeugen vernommenen Polizeibeamten, 
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insbesondere die Aussage der Meldungslegerin. Demnach seien die Polizisten 

bei der Kontrolle des Autokonvois arbeitsteilig vorgegangen und die 

Kennzeichen laut ausgesprochen und wiederholt worden, bevor sie diese notiert 

habe. Durch die Überprüfung des KFZ-Registers vor der Anzeigenlegung 

hinsichtlich Kennzeichen und Autofarbe hätten auch Ablesefehler 

ausgeschlossen werden können. Hingegen erachtete das Verwaltungsgericht die 

Aussage des Revisionswerbers mit näherer Begründung als unglaubwürdig. 

Eine Mangelhaftigkeit der Beweiswürdigung im Rahmen des dargelegten 

Maßstabes für das Vorliegen einer Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung 

oder eine grobe Fehlbeurteilung bei der Abstandnahme von weiteren 

amtswegigen Ermittlungsschritten (zum diesbezüglichen Prüfungsmaßstab im 

Revisionsverfahren vgl. etwa VwGH 29.5.2019, Ra 2018/02/0238, mwN) 

vermag der Revisionswerber mit dem Zulässigkeitsvorbringen nicht 

aufzuzeigen. 

10 In der Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des 

Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision war 

daher zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 22. Mai 2023 

 


